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Sdiriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Förderung der Eingliederung der deutschen 
Landwirtschaft in den Gemeinsamen Markt 
(EWG- Anpassungsgesetz) 

— Drucksache IV/3387 — 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über staatliche Förderungen bei der Über- 
leitung der deutschen Landwirtschaft in den Gemeinsamen 

Markt der EWG 
(EWG-Anpassungsgesetz) 

— Drucksache IV/3245 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seither 


Die vorliegenden Gesetzentwürfe wurden in der 
183. Bundestagssitzung vom 14. Mai 1965 an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend sowie an den Wirtschaftsausschuß und 
den Haushaltsausschuß — an letzteren auch nach 
§ 96 GO — mitberatend überwiesen. 

Das vorliegende Gesetz verfolgt das Ziel, die von 
der Bundesregierung der Landwirtschaft gegebenen 
Zusagen über Anpassungshilfen gesetzlich festzu- 
legen, da der Gemeinsame Markt früher als ur- 
sprünglich vorgesehen verwirklicht werden soll. 

Bei den Zusagen der Bundesregierung handelt es 
sich einmal um Mittel, die eine beschleunigte An- 
passung der deutschen Landwirtschaft an die Be- 
dingungen des Gemeinsamen Marktes ermöglichen 
sollen, zum anderen um die Zusage, Einkommens- 
einbußen, die sich aus einer Senkung der deutschen 
Getreidepreise im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 


Politik der EWG bis zum Ende der Übergangszeit 
I (31. Dezember 1969) ergeben, auszu gleichen. 

i Das Gesetz gliedert sich in folgende Teile: 

i §§ 1 bis 3 befassen sich mit der Anpassungshilfe 
I und ihrer Verwendung, §§ 4 und 5 mit dem Aus- 
i gleich entstehender Einkommensminderungen durch 
; agrarpolitische Maßnahmen der EWG. § 6 grenzt 
I die durch dieses Gesetz begünstigten Betriebe ab. 

j Zu den Paragraphen im einzelnen: 

i 

I ^ ‘ 

Bei der Beratung hat der Ausschuß festgelegt, daß 
die im § 1 vorgesehenen Anpassiungshilfen nicht für 
die Dauer von zehn Jahren, sondern nur bis zum 
Ende der Übergangszeit, d. h. bis zum 31. Dezember 
1969 zusätzlich zu den Grünen-Plan-Mitteln von der 
; Bundesregierung in den Entwurf des Bundeshaus- 
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haltsplans eingestellt werden sollen. Die Verminde- 
rung der Summe von 1,1 Mrd. DM aiuf 1,03 Mrd. DM ; 
trägt der Tatsache Rechnung, daß wie im laufenden 
Haushaltsjahr auch für die kommenden Jahre eine 
Senkung der Zuckersteuer um 70 Millionen DM 
jährlich vorgesehen ist. 

§ 2 

Die Anpassungshilfen sind vorgesehen für über- 
betriebliche Maßnahmen (Absatz 2) und für Maß- ; 
nahmen, die einzelnen landwirtschaftlichen Betrie- 
ben zugute kommen (Absätze 3 und 4). i 

überbetriebliche Maßnahmen betreffen in erster , 
Linie Beihilfen zur Verbesserung der Landeskultur, j 
insbesondere der Flurbereinigung, des Ausbaues 
der Wirtschaftswege, der Förderung wasserwirt- 
schaftlicher und kulturtechnischer Objekte, der länd- j 
liehen Wasserversorgung und der Abwasserbeseiti- ^ 
gung. 

Die Förderung von einzelnen Betrieben sieht 
Maßnahmen vor für Aussiedlung, für bauliche Maß- 
nahmen aller Art und für die Aufstockung land- 
wirtschaftlicher Betriebe. Außerdem sollen für län- 
gerfristige Kredite Mittel des freien Kapitalmarktes 
für bestimmte Zwecke für den letzten Kreditnehmer 
auf einen Zinssatz von 1 Vo verbilligt werden. 

Der Haushaltsausschuß hat vorgeschlagen, in den 
Absätzen 2 und 4 den Zinssatz auf mindestens 1 Vo, 
jedoch höchstens um 6 Vo zu senken. Der Ernäh- 
rungsausschuß ist diesem Vorschlag gefolgt. 

Neben den Zinsverbilligungen können Investi- 
tionsbeihilfen bis zu 15% der nachgewiesenen Ko- 
sten gewährt werden. 

Der Wirtschaftsausschuß war der Ansicht, daß die 
Gesamtsituation des Kapitalmarktes bei der Ge- 
währung von Zinsverbilligungen nach § 2 Abs. 2 
und 4 weitgehend berücksichtigt werden sollte, da- 
mit Fehlinvestitionen vermieden werden. 

Zu Absatz 4 wünschten verschiedene Ausschuß- 
mitglieder, daß unter den Worten im letzten Satz 
„sonstige Maßnahmen" u. a. zu zählen sind: tech- 
nische Anlagen, Anschaffung von Maschinen und 
Geräten und von lebendem Inventar. 

§ 3 

sieht vor, daß Mittel, die nicht für die in § 2 vor- 
gesehenen Zwecke verwendet werden, Inhabern 
landwirtschaftlicher Betriebe für Betriebsinvestitio- 
nen und zur Verbesserung der sozialen Sicherung 
zur Verfügung gestellt werden können. Die Gewäh- 
rung dieser Mittel für Betriebsinvestitionen kann 
von Betriebsaufzeichnungen und von einer Beratung 
abhängig gemacht werden. 


§ 4 

sieht nach Vorschlag des Wirtschaftsausschusses, 
dem sich der Ernährungsausschuß angcschlossen 
hat, vor, daß ein Einkommensausgleich bis zum Ende 
der Übergangszeit des Gemeinsamen Marktes 
(31. Dezember 1969) für Einkommensminderungen, 
die durch eine Herabsetzung der Getreidepreise ent- 
stehen, gewährt werden. Als Grundlage für die Be- 
rechnung der Einkommensminderung soll der Grüne 
Bericht dienen. 

§ 5 

Für die Berechnung der Einkommensminderung 
wird eine entsprechende Ergänzung des Grünen Be- 
richts verlangt. 

§ 6 

Die nach diesem Gesetz zu fördernden Betriebe 
sind landwirtschaftliche Betriebe im Sinne des Ge- 
setzes über die Altershilfe für Landwirte sowie die- 
jenigen Betriebe, deren Inhaber zur Sicherung ihres 
Lebensunterhalts auf Einnahmen aus der von -ihnen 
betriebenen Land- und Forstwirtschaft angewiesen 
sind. 

Ausgeschlossen von der einzelbetrieblichen För- 
derung sind Betriebe oder Betriebszweige, die nach 
den geltenden steuerliichen Vorschriften als Ge- 
werbebetriebe anzusehen sind. Um klarzustellen, 
daß ein individueller Rechtsanspruch durch das Ge- 
setz nicht begründet wird, ist Absatz 2 zweiter 
Halbsatz wie folgt gefaßt worden: „. . . Gesetz, so- 
weit sie unmittelbar ..." 

§ 7 

Da im Gesetz der Erlaß von Rechtsverordnungen 
nicht vorgesehen ist, kann der zweite Satz der 
Berlin-Klausel gestrichen werden. 

Da das Gesetz nach Inhalt, Zweck und Ausmaß 
kein Zustimmungsgesetz ist, hat der Ausschuß die 
Eingangsworte entsprechend geändert. 

Eine Minderheit des Ausschusses hat den § 2 ab- 
gelehnt, da seine Auswirkungen zu unübersichtlich 
sind. 

Zu der vom Wirtschaftsausschuß vorgeschlagenen 
Neufassung des § 4, der sich der Ernährungsaus- 
schuß angeschlossen hat, hat sich eine Minderheit 
der Stimme enthalten. 

Nachdem der federführende Ernährungsausschuß 
den Vorschlägen der mitberatenden Ausschüsse für 
Wirtschaft und Haushalt gefolgt ist, bitte ich das 
Hohe Haus, den Gesetzentwurf in der vom Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten be- 
schlossenen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 25. Juni 1965 


Seither 

B-erichterstatter 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3680 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen lV/3245, IV/3387 
— in der anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 25. Juni 1965 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht Seither 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Förderung der Eingliederung der deutschen Landwirtschaft 
in den Gemeinsamen Markt 
(EWG- Anpassungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Anpassungshilfen 

Zur beschleunigten Eingliederung der landwirt- 
schaftlichen Betriebe in den Gemeinsamen Markt 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
stellt die Bundesregierung bis zum Ende der Über- 
gangszeit des Gemeinsamen Marktes (31. Dezember 
1969) zusätzlich zu den Mitteln gemäß § 6 des Land- 
wirtschaftsgesetzes vom 5. September 1955 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 565) Anpassungsbeihilfen in Höhe von 
jährlich 1,03 Mrd. Deutsche Mark in den Entwurf 
des Bundeshaiishaltsplans für das jeweilige Rech- 
nungsjahr ein. 

§ 2 

Verteilung der Anpassungshilfen 

(1) Die Mittel nach § 1 sollen für die Anpassung 
der landwirtschaftlichen Betriebe an die Erforder- 
nisse des Gemeinsamen Marktes verwendet werden. 
Sie sollen insbesondere in Ergänzung der nach § 5 
des Landwirtschaftsgesetzes von der Bundesregie- 
rung zu treffenden Maßnahmen zur Verbesserung 
der Agrar- und Betriebsstruktur, zur Verbesserung 
der Marktstruktur sowie zur Vebesserung der sozia- 
len Lage der in der Landwirtschaft tätigen Menschen 
und zum Ausgleich unterschiedlicher steuerliche'^ 
Belastungen dienen. 

(2) Die Lasten aus bereits durchgefühi teil oder 
noch einzuleitenden Maßnahmen zur Verbesserung 
der Landeskultur, insbesondere der Flurbereinigung, 
des Ausbaus der Wirtschaftswege, der Förderung 
wasserwirtschaftlicher und kulturtechnischer Maß- 
nahmen, der ländlichen Wasserversorgung und der 
Abwasserbehandlung sind durch Beihilfen an die 
durch den Gemeinsamen Markt veränderten Ver- 
hältnisse anzupassen. Der Zinssatz der für diese 
Maßnahmen eingesetzten Bundesdarlehen und zen- 
tral beschafften Kapitalmarktmittel ist deshalb auf 
mindestens 1 vom Hundert, jedoch höchstens um 
6 vom Hundert, zu senken. Der Kapitaldienst darf 
4 vom Hundert jährlich nicht übersc/hreiten. Zur 
Restfinanzierung können Beihilfen gewährt werden. 

(3) Der Kapitaldienst für die Aussiedlung, für 
die baulichen Maßnahmen in Altgehöften und für 


die Aufstockung landwirtschaftlicher Betriebe ist auf 
i höchstens 30 Jahre zu begrenzen. Die Hektarbe- 
j lastung nach Durchführung aller landeskulturellen, 
j agrar- und betriebsstrukturellen Maßnahmen ist 
I durch Beihilfen der nachhaltigen Kapitaldienst- 
I grenze der Betriebe anzupassen. 

I (4) Längerfristige Kreditmittel des freien Kapital- 
I marktes, die der Besitzfestigiing, der Binnenwasser- 
■ Wirtschaft, Um- und Neubauten in landwirtschaft- 
lichen Betrieben oder dem Landarbeitorwohnungs- 
bau dienen, sollen für den letzten Kreditnehmer auf 
einen Zinsatz von 1 vom Hundert, jedoch höchstens 
; um 6 vom Hundert verbilligt werden. Für die aiif- 
: geführten Maßnahmen können neben der Zinsver- 
I billigung Investitionsbeihilfen bis zu 15 vom Hun- 
; dert der nachgewiesenen Kosten gewährt werden. 

: Bei Vorliegen eines Betriebsentwicklungsvoran- 
; Schlages können auch Investitionsbeihilfen für son- 
stige Maßnahmen zur Verbesserung der Wirtschaft- 
lichkeit landwirtschaftlicher Betriebe in gleicher 
; Höhe gewährt werden. 


§ 3 

Sonstige Betriebsförderung 

Die Mittel nach § 1, die nicht für die in § 2 be- 
stimmten Maßnahmen Verwendung finden, können 
den Inhabern landwirtschaftlicher Betriebe für an- 
passungswirksame Betriebsinvestitionen und zur 
Verbesserung der sozialen Sicherung gewährt wer- 
den. Die Gewährung dieser Mittel soll davon ab- 
hängig gemacht Awerden, daß der Betriebsinhaber 
einen betrieblichen Voranschlag aufstellt, aus dem 
sich die beabsichtigte Verwendung der Mittel er- 
sehen läßt. Es können Auflagen zur Betriebsauf- 
Zeichnung und -beratung gemacht werden. 

§ 4 

Einkommensausgleich 

Die Bundesregierung stellt die für den vollen 
Ausgleich von Einkommensminderungen der Land- 
wirtschaft, die sich durch die Preisfestsetzung für 
Getreide innerhalb der EWG ergeben, zusätzlich 
notwendigen Mittel in den Entwurf des Bundes- 
haushaltsplans für das jeweilige Rechnungsjahr bis 
zum Ende der Übergangszeit des Gemeinsamen 
Marktes (31. Dezember 1969) ein. 
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§ 5 

Ergänzung des Grünen Berichts 

Die Bundesregierung hat im Zusammenhang mit 
dem gemäß § 4 dos Landwirtschaftsgesetzes von ihr 
zu erstattenden Bericht über die Lage der Landwirt- 
schaft in einem besonderen Abschnitt Feststellungen 
zu treffen, ob und inwieweit Einkommensminderun- 
gen durch Preisfestsetzungen im Rahmen einer 
Marktordnung der EWG für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse entstanden sind. Diese Feststellungen sind 
nach Betriebsgröße, Typen, Systeme und Wirt- 
schaftsgebieten aufzugliedern, wobei die Verhält- 
nisse der marktfernen und von Natur benachteilig- 
ten Gebiete und der Zonenrandgebiete besonders 
dargestellt werden sollen. 

§ 6 

Personenkreis 

(1) Landwirtschaftliche Betriebe im Sinne dieses 
Gesetzes sind Betriebe, die nach § 1 des Gesetzes 
über die Altershilfe für Landwirte vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1063), zuletzt geändert durch 


Gesetz vom 23. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. 1 S. 353), 
eine auf Bodenbewirtschaftung beruhende Existenz- 
grundlage bilden oder deren Inhaber zur Sicherung 
ihres Lebensunterhalts auf die Einnahmen aus der 
von ihnen betriebenen Land- und Forstwirtschaft an- 
gewiesen sind. 

(2) Ausgeschlossen von der Förderung nach die- 
sem Gesetz, soweit sie unmittelbar einzelnen 
Betrieben zugute kommt, sind Betriebe oder Be- 
triebszweige, die nach den geltenden steuerlichen 
Vorschriften als Gewerbe anzusehen sind. 

§ 7 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1966 in Kratt. 
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